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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des  

 
Haupt- und Finanzausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 

 
12. September 2024 

 
in Tiefenbach. 

 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet 
und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Haupt- und Finanzausschuss 
fest. Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen.  
 
Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 
 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 
 Armin Mayrhofer, CSU  anwesend 

 Tobias Königseder, CSU anwesend 

 Johannes Regner, CSU  anwesend 

 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 

 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft anwesend 

 2. Bürgermeister Uwe Urtel, Unsere Zukunft  entschuldigt 

 3. Bürgermeister Johann Höller, Bürgerliche Wähler anwesend 

 Bruno Gottschaller, Bürgerliche Wähler ab TOP 2 

 Josef Fehrer, FWG  anwesend 

 Susanne Mayerhofer, Bündnis 90/ Die Grünen  anwesend 

 Ewald Schmatz, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Michael Fürst, SPD anwesend 

 
Anzahl der Zuhörer: - 1 - 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 4. Juli 2024. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 4. Juli 2024 abstimmen. 

 
Abstimmung: 11 : 0 

(ohne Uwe Urtel, Bruno Gottschaller) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung vom 4. Juli 2024. 
 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der öffentlichen Sitzung vom 4. Juli 2024 informiert. 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen 
Sitzung vom 6. Juni 2024. 
 

Die Niederschrift wurde auf der Homepage 
veröffentlicht. 

2. Bericht über den Vollzug der gefassten Be-
schlüsse der Sitzung vom 6. Juni 2024. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
3. Beratung über die geplante Beschaffung einer Tragkraftspritze für die Feuerwehr Tiefenbach, 
nachdem keine Förderung durch die Feuerwehr-Zuwendungsrichtlinien – FwZR erfolgen kann. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Im Rahmen der Haushaltsberatung 2024 wurde die Ersatzbeschaffung einer Tragkraftspritze 10/1000 
für die Feuerwehr Tiefenbach beschlossen. Die Investitionskosten wurden mit 16.500 € angesetzt, 
wobei mit einer Förderung durch den Freistaat Bayern im Rahmen der Feuerwehr-Zuwendungsricht-
linien – FwZR in Höhe von 6.630 € gerechnet wurde. Die Tragkraftspritze soll für das bestehende LF 8 
ersatzbeschafft und später in das neue HLF 10 integriert werden.  
 
Im Rahmen der Bearbeitung der Förderantragsstellung nach den FwZR wurde die erforderliche Stel-
lungnahme des Kreisbrandrats (KBR) Herrn Josef Ascher eingeholt. Mit Mail vom 27.08.2024 wurde 
mitgeteilt, dass von Seiten des KBR´s der Förderung nach den FwZR nicht zugestimmt werden kann, 
da die Pumpe derzeit im LF 8 der Feuerwehr Tiefenbach verbaut ist, für welches bereits eine Ersatz-
beschaffung (HLF 10) vorgenommen wird. Im neu beschafften HLF 10 ist eine Tragkraftspritze nicht 
als Normbeladung vorgesehen und wird somit nicht gefördert. Aufgrund der fehlenden positiven 
Stellungnahme des KBR Hr. Ascher kann kein Förderantrag nach FwZR gestellt werden.  
 
Die Kosten für die Tragkraftspritze belaufen sich laut aktuellen Angebot der Fa. Gstöttl vom 
27.08.2024 auf insgesamt 18.664,23 €.  
 

Deckungsvorschlag 
 
Die überplanmäßige Ausgabe bzw. die Mindereinnahmen durch die fehlende Förderung ist durch 
Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer gedeckt.  
 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, die Ersatzbeschaffung einer Tragkraftspritze für die 
Feuerwehr Tiefenbach in Höhe von ca. 20.000 € zu beschaffen. 
Die Beschaffung soll trotz der nicht möglichen Förderung durch den Freistaat Bayern erfolgen.  
 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Uwe Urtel) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
4. Vollzug der Grundsteuerreform zum 1. Januar 2025 - 1. Vorberatung zur Festlegung der Hebes-
ätze. 
 
 

Hintergrund der Grundsteuerreform  

Am 10. April 2018 erklärte das Bundesverfassungsgericht die Berechnungsgrundlage des derzeit gülti-

gen Systems der Grundsteuer auf Grundlage der sogenannten Einheitswerte für verfassungswidrig. In 

der Folge beschloss der Bundestag ein neues Bundesmodell für die Grundsteuer und versah dies mit 

einer Öffnungsklausel, die den Ländern wiederum die Einführung eines abweichenden Systems ermög-

lichte. Hiervon machte der Bayerische Landtag Gebrauch und erließ das Bayerische Grundsteuerge-

setz. Mit diesem Gesetz wird für Grundstücke in Bayern anstelle der Einheitsbewertung ein wertunab-

hängiges Flächenmodell umgesetzt. (Quelle: Rundschreiben 25/2024, Bayerischer Gemeindetag) 

Grundsatz 

Die Grundsteuer der Kalenderjahre bis einschließlich 2024 bemisst sich ausschließlich nach den bun-

desgesetzlichen Regelungen („Altes Recht“ - Einheitswertmodell). Für die Erhebung der Grundsteuer 

ab dem 01.01.2025 gelten die Bestimmungen des Bayerischen Grundsteuergesetztes („Neues Recht“ 

– wertunabhängiges Flächenmodell). 

Laut Bundes- und Landespolitik soll die Reform der Grundsteuer möglichst aufkommensneutral erfol-

gen. Aufkommensneutralität bedeutet dabei nicht, dass die individuelle Grundsteuer des jeweiligen 

Grundstückseigentümers gleich hoch bleibt. Aufgrund der Verfassungswidrigkeit des alten Grundsteu-

ersystems muss es sogar zu individuellen Verschiebungen durch die Reform kommen. Aufkommens-

neutralität bedeutet nur, dass die Gemeinde nach Umsetzung der Reform ihr Grundsteueraufkommen 

insgesamt stabil halten kann. – also im Jahr 2025 ähnlich viel an Aufkommen aus der Grundsteuer hat 

wie in den Jahren vor der Reform.  

Es gibt allerding keine gesetzliche Pflicht zur Aufkommensneutralität. Es kann notwendig sein, unter 

anderen Gesichtspunkten (also unabhängig von der Reform) die Grundsteuereinnahmen insgesamt 

angemessen anzuheben. Die Gemeinde ist schließlich gesetzlich dazu verpflichtet, den Haushalt aus-

zugleichen.  

Ermittlung der Grundsteuer nach neuem Recht 

Die Grundsteuer berechnet sich – im alten wie im neuen Recht-  wie folgt: 

 

Grundsteuer = Grundsteuermessbetrag x Hebesatz 

 

Festsetzung durch Finanzamt  Festsetzung durch Gemeinde 

 
Ermittlung der neuen Grundsteuermessbeträge 

Erster Schritt zur Umsetzung des neuen Grundsteuergesetztes war die Ermittlung der neuen Grund-

steuermessbeträge. Grundstückseigentümer, die zum Hauptfeststellungszeitpunkt 01.01.2022 Eigen-

tümer eines Grundstückes waren, mussten somit bis spätestens eine Grundsteuererklärung gegenüber 

dem Finanzamt abgeben. Anschließend wurden vom Finanzamt die Grundsteuermessbescheide an die 



Eigentümer erlassen. Die nach neuen Recht ermittelten Messbeträge werden seitens des Finanzamtes 

mittels Elster an die Kommunen übermittelt.  

Bis dato sind ca. 83 % aller Messbeträge eingegangen.  

 

Diese ca. 83 % der der Fälle entsprechen einem gesamten Messbetrag von 286.816,53 € 

Ermittlung des neuen Hebesatzes 

Der Hebesatz für die Grundsteuer A und B beträgt in der Gemeinde Tiefenbach aktuell 330 %. 

Entwicklung Hebesätze Grundsteuer A und B

Von: Bis: Hebesatz:

1972 1975 250,00%

1976 1981 275,00%

1982 2002 300,00%

2003 heute 330,00%  

Dieser Hebesatz verliert nun mit dem neuen Grundsteuergesetz zum 01. Januar 2025 automatisch 

seine Gültigkeit. Das bedeutet, dass die Gemeinde noch im Kalenderjahr 2024 einen neuen Hebesatz 

festsetzen muss, um im Kalenderjahr 2025 eine Grundsteuer erheben zu können.  

Die Festlegung des Hebesatzes obliegt alleine bei der Gemeinde. Die Vorgaben der eingangs erläuter-

ten Aufkommensneutralität sollen dabei jedoch berücksichtigt werden.  Das bedeutet das bisherige 

Grundsteueraufkommen ist mit dem künftigen Grundsteueraufkommen in etwa übereinstimmen. Das 

sich die Messbeträge durch die Grundsteuerreform insgesamt erheblich nach oben bewegt haben, 

kann dies nur durch die Anpassung des Hebesatzes erreicht werden.   

Das Grundsteueraufkommen in der Gemeinde Tiefenbach betrug in 2024 703.373,48 €. 

 

 

Summe Messbeträge Anzahl Fälle Summe Messbeträge Anzahl Fälle

Grundsteuer A mit FA-Daten 4.707,47 €                      252 8.185,00 €                      252

ohne FA-Daten 12.825,73 €                    280

Grundsteuer B mit FA-Daten 151.163,48 €                 2306 270.003,83 €                 2306

ohne FA-Daten 44.446,80 €                    467

Ohne Zuordung

Unbebautes Grundstück 510,36 €                          10

Bebautes Grundstück 7.403,31 €                      49

Betrieb d. land- Und Forstwirtschaft 714,03 €                          136

zusätzlicher Wert für BW -  €                                -

213.143,48 €                 3305 286.816,53 €                 2753

Anteil in Prozent 100% 83%

Neues RechtAltes Recht

Grundsteueraufkommen gesamt - Altes Recht

Grundsteuer A 17.533,20 €                    3,3 57.859,56 €                    

Grundsteuer B 195.610,28 €                 3,3 645.513,92 €                 

703.373,48 €                 



Um nach den bisherigen vorliegenden Messbeträgen Aufkommensneutralität zu erzielen, müssten der 

Hebesatz auf 2,45 % festgesetzt werden. (703.373,48 €/286.816,53 €). 

 

Allerdings fehlen noch ca. 17 % der Fälle.  Die Quote von fehlerhaften Grundsteuermessbescheiden 

und Einspruchsverfahren, die aktuell beim Finanzamt noch bearbeitet werden, liegt aktuell bei ca. 10 

%. Der vorliegende Messbetrag wird sich somit auch nochmal ändern. Eine exakte Aufkommensneut-

ralität berechnen zu können ist daher aktuell nicht möglich. Der Datenbestand ist insgesamt noch sehr 

vage. Dies wird sich jedoch bis Oktober nicht wesentlich ändern. In der Gemeinderatssitzung am 

31.10.2024 muss jedoch spätestens der Hebesatz festgesetzt werden, da anschließend noch gut 3.300 

Bescheide versandt und bearbeitet werden müssen. Die genaue Summe aller Messbeträge wird sich 

vermutlich erst in den nächsten zwei Jahren einpendeln.   

Es wird daher noch ein Gesamtmessbetrag von ca. 35.000 € eingeplant, was zu folgender Berechnung 

führt: 

 

Seitens der Verwaltung wird daher vorgeschlagen, den Messbetrag für die Grundsteuer A und B je-

weils bei 2,2 % festzusetzen.  

In ca. drei Jahren wird nochmals geprüft, ob mit errechneten Hebesatz die Aufkommensneutralität in 

etwa erreicht wird. Ggf. muss dann nochmals nachjustiert werden.  

Nach dem neuen Grundsteuergesetz gibt es für die Gemeinden noch die Möglichkeit, ermäßigte He-

besätze auf den jeweiligen Anteil des Grundsteuermessbetrags bei Wohnflächen im Zusammenhang 

mit land- und fortwirtschaftlichen Betrieb, bei Gebäudeflächen von Baudenkmälern und bei Wohnflä-

chen mit Bindung soziale Wohnungsbau festzusetzten. Von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen, 

wird jedoch abgeraten. Zum einen ist die Sondersituation der vorgenannten Wohnflächen bereits bei 

der Berechnung der Grundsteuermessbeträge berücksichtigt worden. Zum anderen bedeutet dies, 

wenn die bisherigen Gesamteinnahmen wieder erbracht werden sollen, müssen für jede zusätzliche 

Ermäßigung andere stärker belastet werden.  

Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Messbetrag für die Grundsteuer 

ab 01.01.2025 wie folgt festzusetzen: 

- Grundsteuer A  220 % 

- Grundsteuer B  220 % 

Grundsteueraufkommen gesamt - Neues Recht

Grundsteuer A 8.185,00 €                      2,45 20.053,25 €                    

Grundsteuer B 270.003,83 €                 2,45 661.509,38 €                 

Ohne Zuordnung 8.627,70 €                      2,45 21.137,87 €                    

702.700,50 €                 

Grundsteuer A 8.185,00 €                      2,18563503 17.889,42 €                           

Grundsteuer B 270.003,83 €                 2,18563503 590.129,83 €                         

Ohne Zuordnung 8.627,70 €                      2,18563503 18.857,00 €                           

bisher vorliegend 286.816,53 €                 2,18563503 626.876,25 €                         

noch ausstehend 35.000,00 €                    2,18563503 76.497,23 €                           

703.373,48 €                         

321.816,53 €                 2,18563503 703.373,48 €                         



Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Uwe Urtel) 

 

Bisher wurden die Hebesätze in der Gemeinde immer im Rahmen der Haushaltssatzung bekanntge-

macht. Aufgrund der Tatsache, dass noch vor dem 01.01.2025 eine Bekanntmachung der Hebesätze 

erfolgen muss, wird eine von er Haushaltssatzung separate Bekanntmachung der Hebesätze durch eine 

sogenannte Hebesatzsatzung erforderlich.  

In der Hebesatzsatzung werden üblicherweise alle Realsteuerhebesätze festgesetzt. Das bedeutet, 

dass auch der Gewerbesteuerhebesatz festzusetzen ist. Dieser bleibt unverändert bei 380 %.  

Es ergibt sich somit folgende Satzung: 

 

Satzung 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 

der Gemeinde Tiefenbach 
(Hebesatzsatzung) 

vom … 
 

 

 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.02.1998 ((GVBl. S 796), zuletzt geändert durch die §§ 
2, 3 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385, 586)) und Art. 18 des Bayerischen Kommu-
nalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.1993 ((GVBl. 264), zu-
letzt geändert durch § 12 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385)) in Verbindung mit § 
25 Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07.08.1973 ((BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16.12.2022 
(BGBl. I S. 2294)) und Art. 5 des Bayerisches Grundsteuergesetzes vom 10.12.2021 ((GVBl. 
S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128)) und in 
Verbindung mit § 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15.10.2002 ((BGBl I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 
22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411)) erlässt die Gemeinde Tiefenbach folgende Satzung: 
 

§ 1 Hebesätze 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festge-

setzt: 

1. Grundsteuer A (für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe)  220 v.H. 

2. Grundsteuer B (für Grundstücke)      220 v.H. 



3. Gewerbesteuer        380 v.H. 

 

§ 2 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. 

 

GEMEINDE TIEFENBACH 
Tiefenbach, den  
 

         

Fürst,  
1. Bürgermeister 
 

Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, die vorgenannte Hebesatzsatzung 

zu beschließen. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Uwe Urtel) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



5. Vorberatung über die weitere Verwendung des vorhandenen Bausparvertrages. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 

Die Gemeinde Tiefenbach hat am 15.11.2012 zwei Bausparverträge bei der Bausparkasse Schwäbisch 

Hall AG für den Bau der Schulturnhalle in Kirchberg v. W. abgeschlossen, damit zum Baubeginn ein 

Anfangskapital zur Verfügung steht. 

Die einzelnen Verträge weisen folgende Vertragsmodalitäten auf: 

 
Vertrag 

 
00894717 R 01 

 (R 01) 
 

 
00894717 R 02 

(R 02) 

Bausparsumme 300.000 € 300.000 

Kontostand 31.12.2023 134.822,60 € 261.687,55 € 

Sparzins (Guthabenszins) 0,5 % p.a. 1 % p.a. 

Sollzins (Darlehenszins) 2,75 % 1,95 % 

Treueprämie beantragt Nein (nicht möglich) beantragt 
(Beschluss HFA 09.11.2017) 

Prämie 1 % (analog Sparzins) 

Vertragsbeginn 15.11.2012 15.11.2012 

Regelsparbeitrag 18.000 € 18.000 € 

 

Bei beiden Bausparverträgen besteht die Möglichkeit, Einzahlungen bis zur Höhe der Bausparsumme 

vorzunehmen. Aufgrund der in den vergangenen Jahren vorherrschenden Negativzinsproblematik 

wurden die Darlehen nicht in Anspruch genommen – der Kreditzins bei der Bank war wesentlich güns-

tiger als beim Bauspardarlehen. Bei dem Vertrag R 02 wurde daher gemäß Beschluss des HFA vom 

09.11.2017 auf das Darlehen verzichtet und die Treueprämie beantragt. Die Bausparverträge wurden 

auch nicht aufgelöst, da auf den Girokonto Verwahrentgelt angefallen wäre und auf dem Bausparkonto 

nicht, vielmehr konnten hier in dieser Zeit Guthabenzinsen erwirtschaftet werden.  

Die Baumaßnahme Turnhalle Kirchberg wurde im Frühjahr 2022 begonnen und ist bereits fertigge-

stellt. Die Finanzierung der Maßnahme erfolgte neben den Fördergeldern nach dem aus dem Haushalt 

heraus ohne Kreditaufnahme. Aktuell gehen für die Baumaßnahme noch Schlussrechnungen der Bau-

firmen ein. Der Verwendungsnachweis wurde bereits im Haushaltsjahr 2024 gestellt, um die Förder-

gelder endgültig abrechnen zu können.  Damit wird nun auch die Maßnahme weitestgehend abge-

schlossen. Es ist daher nun zu entscheiden, was mit den Bausparguthaben passieren soll.  

Gemäß Rücksprache mit Herrn Zechmann von der Bausparkasse Schwäbisch Hall kann der R01 entwe-

der ausbezahlt werden oder das Darlehen in Anspruch genommen werden. Eine weitere Besparung 

macht keinen Sinn. Eine Ausdehnung der Bausparsumme geht nicht mehr, da die Schwäbisch Hall für 

Kommunen kein Bausparen mehr anbietet.  

Da beim Vertrag R 02 bereits auf das Darlehen verzichtet wurde, ist ohnehin nur noch eine Auszahlung 

möglich. Der Bausparvertrag kann aufgelöst werden oder er bleibt noch weiterhin bestehen zu einem 

Guthabenzins von 2 % (1 % Sparzins + 1 % Bonus). 

Gebühren für die Auszahlung und Nichtinanspruchnahme des Darlehens fallen gemäß Auskunft Herr 

Zechmann nicht an.  



Gemäß GR Florian Schwarzbauer gibt es für den R 01 die Möglichkeit, das Zuteilung anzunehmen, also 

das Guthaben auszahlen zu lassen und den Darlehensanspruch für 2 Jahre sichern zu lassen.  

Haushaltsrechtliche Würdigung 

Die Bausparverträge wurden seinerzeit für den Bau der Schulturnhalle in Kirchberg abgeschlossen, da-

mit zum Baubeginn ein Anfangskapital zur Verfügung steht. Das festgelegte Zweck (Baumaßname) des 

Bauspardarlehens ist ein vom Gemeinderat festgelegtes Ziel. Haushaltsrechtlich gesehen, handelt es 

sich nicht um eine Sonderrücklage, sondern um Mittel der Allgemeinen Rücklage. Das Darlehen muss 

somit haushaltsrechtlich gesehen nicht zwingend für die Finanzierung der Schulturnhalle in Kirchberg 

verwendet werden. 

 

Im Haushalt 2024 ist die Entnahme der Bausparverträge in Höhe von 400.000 € bei der Haushaltsstelle 

eingeplant.  

Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Bausparvertrag 00894717 R 01 

aufzulösen und das Darlehen zu sichern.   

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Uwe Urtel) 

 
Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Bausparvertrag 00894717 R 02 

ohne weitere Besparung laufen zu lassen.   



Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Uwe Urtel) 

 

 
 
Tiefenbach, 2024-09-12 
 
Der Vorsitzende:       Die Protokollführer: 
 
gez.         gez. 
 
Christian Fürst        Anton Mayrhofer, 
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter 
 
 
 
         für die TOP´s 3-5: 
 
         gez.  
 
         Sandra Schadenfroh, 
         Kämmerin 
         

 


